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Ombudsperson: l'avis desexpert−e−s
En matière du projet deloi "relatif àla mise en place d' un
Médiateur au Luxembourg" (voir woxx nr. 605, 610 et
621), le gouvernement achoisi une voie ori gi nale: à côté
des avis prévus par la procédure parlementaire, il a solli-
cité ceux de Hans Ragnemal m, ancien ombudsman
suédois, de Maria Jesus Lopes, membre dela Commis-
sion de Venise, ai nsi que de la direction du Conseil de
l' Europe. Si, en général, touslestrois donnent une bon-
ne−note au gouvernement l uxembourgeois, on retrouve
cependant desremarques pl us criti ques. Ainsi, tel quele
prévoit le projet, le Médiateur ne pourra pas se saisir
d' un problème s'il n' y a pas une personne précise qui
porte plai nte. Hans Ragnemal m écrit: "(...) il serait re-
grettable qu'il l ui soit défendu d' ouvrir une enquête de sa
propre i nitiative, sur la base, par exemple, d'i nformati-
ons livrées par les journaux, la radio ou la télévision".
L' excl usion d' une auto−saisi ne avait d' ailleurs déjà été
soulevé par la Chambre de Travail. Et c' est un des points
i mportants qui démarquent le projet Juncker del' ancien
projet Thorn, déposé en 1976sans pour autant attei ndre
force del oi. Reste à voir maintenant, si la démarche ap-
préciable du gouvernement de consulter des expert−e−s
de niveau i nternati onal, va se solder par une prise en
compte concrète sous forme d' adaptation du projet de
l oi.

Verbraucherschutz auf Reservebank
Lobbyist nicht gleich Lobby. Das mussten die Vertrete-
rI nnen der Verbraucherschutzorganisationen feststellen,
als es unlängst um die Besetzung des Verwaltungsrats
der neuen EU−Behörde für Lebensmittelsicherheit gi ng.
Ei nen ei nzi gen Sitz konnten sie ergattern, während
Agrarwirtschaft undI ndustriezwei beziehungsweise drei
Delegierte i m14köpfi gen Gremi umunterbrachten.
Die EU−Kommissi on hatte zuvor aus hunderten von Be-
werbungen 30 Namen zurückbehalten und die Liste dem
Ministerrat vorgelegt. Dieser wählte sechs der neun vor-
geschlagenen nationalen Funkti onäre, alle zwei Bauern-
vertreter, drei der fünfI ndustriel obbyisten von der Liste−
jedoch nur ei nen der fünf vorgeschlagenen Mitglieder
von Verbraucherschutzorganisationen. Offensichtlich
verfol ge der Rat nicht die ursprüngliche I dee ei ner
Behörde, die das Vertrauen der VerbraucherI nnen i n die
Lebensmittelsicherheiti n Europa wieder verbessern soll,
so der Kommentar des"Bureau européen des Uni on des
Consommateurs" (BEUC) i n ei ner Pressemitteil ung. Zu-
dem hätten die Regierungen bei der Nominierung der
Funktionäre ei nmal mehr das Kriteri um der Nati onalität
über das der Erfahrung und Kompetenz gestellt, kritisiert
das BEUC.

Blutdiamanten−Boykott
"Konfliktfrei" − ei n solches Gütesiegel müssen Diamanten
künfti gtragen, wenn sielegal auf demEU−Markt verkauft
werden sollen. Ab Beginn 2003sollen nur noch Edelstei-
nei n die EUi mportiert werden dürfen, bei denen ei n Her-
kunftszertifikat ei nwandfrei belegt, dass sie nicht aus ei-
nem Konfliktgebiet stammen. Das teilte die Brüsseler
Kommission Ende vergangener Woche mit. Mit diesem
regulativen Ei ngriff i n den freien Markt will die Behörde
vor allem den internationalen Handel mit "Bl utdiaman-
ten" aus afrikanischen Bürgerkriegsländern bekämpfen.
Rebellen aus Angola, Sierra Leone und Kongo sollen
sich künfti g nicht mehr so leicht i hren Waffenerwerb
durch den Verkauf von Edelstei nen fi nanzieren. Den An-
teil von "Bl utdiamanten" an der weltweiten Produktion
der Edelstei ne schätzen Experten auf vier Prozent. Künf-
ti g soll nur der gläserne Stei n auf den EU−Markt: Produk-
ti on und Transport der Rohdiamanten von der Mi ne bis
zum Export unterliegen dem neuen Kontrollsystem.
Schon jetzt ist der Handel mit "Bl utdiamanten" per UN−
Resol uti on verboten, geschmuggelt wird allerdi ngs
weiter. Weltweit wird seit Jahren über ei n effizientes
Kontrollsystem verhandelt, bislang jedoch ohne Erfolg.
Nach der Sommerpause wird sich der EU−Ministerrat
mit demneuen Kommissionsvorschlag befassen.
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Anwältevon abgelehnten
AsylbewerberInnen einigen
sich mit der Regierungvor
demVerwaltungsgericht auf
einen Vergleich. Für die
Betroffenen bedeutet dies
zumindest einenkurzen

Aufschubihrer
Rückführung.

(sk) − Das Schicksal der von
Ausweisung bedrohten abge-
lehnten AsylbewerberInnen ist
weiterhin ungewiss. Eine Klage
von 207 aus Jugoslawien stam-
menden Flüchtlingen vor dem
Luxemburger Verwaltungsge-
richt endete am Montag mit ei-
nem Vergleich. Dieser sorgt zu-
mindest für einen kurzen Auf-
schub. Die Kläger hatten in der
vergangenen Woche beantragt,
die bevorstehenden Zwangsaus-
weisungen zu annullieren. Ihrer
Meinung nach handelt es sich
um kollektive Abschiebungen,
die gegen die Europäische Men-
schenrechtskonvention versto-
ßen. "SiedegradierendenEinzel-
nen zu einer einfachen Num-
mer", sagte Marc Elvinger, einer
der vier Anwälteder Flüchtlinge.
Die Prüfungjedes einzelnen Fal-
les werde dadurchverhindert.
Vorausgegangen war der Kla-

geeinRundschreibendesJustiz-
ministeriums an rund 800
Flüchtlinge, deren Asylantrag
abgelehnt worden war (siehe
woxx Nr. 653). Darin wurde ih-
nen erklärt, sie hielten sichille-
gal in Luxemburgauf und hätten
sich bei m Familienministerium,
bei m Roten Kreuz oder bei der
Flüchtlingshilfe der Caritas zu
melden, umsichauf die Rückrei-

seinihr Herkunftsland vorzube-
reiten und um eine finanzielle
Hilfe zu erhalten. Andernfalls
droheihnen die Zwangsabschie-
bung. Allerdings waren nur etwa
400 Personen dieser Aufforde-
runggefolgt.
Der Brief des Ministeriums

rief den Luxemburger Flücht-
lingsrat auf den Plan. Doch des-
sen einzige Handhabe gegen die
bevorstehenden Abschiebungen
schiender Rückgriff auf die Men-
schenrechte zu sein. "Mehr war
nicht drin", sagte Asti−Präsident
Serge Kollwelter gegenüber der
woxx.
Vor dem Verwaltungsgericht

bezeichnete Guy Schleder, der
die Regierung vertrat, die Klage
als unzulässig. Das obengenann-
te Schreiben des Justizministeri-
ums sei nur eine Absichtser-
klärung, in der den Flüchtlingen
ihre rechtliche Situation erklärt
werde. In keinemFall sei bisher
über eine Rückführungentschie-
den worden. Mankönnenicht et-
was annullieren, das noch gar
nicht stattgefunden habe. Die
Anwälte der Kläger ließen sich
vonRichter Henri Campill bestä-
tigen, dass eine Zwangsrückfüh-
rung nur nach Prüfung der ein-
zelnen Dossiers erfolgen könne,
undzogendie Klagezurück.
Auf denersten BlickeinErfolg

der Kläger: JedeRkannnochein-
mal auf seine persönliche Situa-
tion und die seiner Familie auf-
merksam machen. Ist jemand
schwer krank, kann es zu einem
Aufschub der Ausweisungen
kommen. Die Entscheidungkann
aber auch einen Pyrrhus−Sieg
darstellen, denn Justizminister

ABSCHIEBUNGEN

Moralischer Erfolg
oder Pyrrhussieg?

Luc Frieden interpretiert die Ei-
nigung vor Gericht anders: Er
sieht die - restriktive − Vorge-
hensweise der Regierung bestä-
tigt. "Die Ausweisungen werden
weiterhin durchgeführt", sagte
der Minister gegenüber der Pres-
se. Zwar würden die einzelnen
Dossiers noch einmal überprüft,
aber die Asylprozedur nicht
noch einmal von neuem aufge-
rollt.
Dass überhaupt der Eindruck

einer bevorstehenden Kollektiv-
abschiebung entstanden war,
hat sich das Justizministerium
selbst zuzuschreiben: Der Brief
an die abgelehnten Asylbewer-
ber war allgemeingehalten, sein
Ton entprach der einer direkten
Aufforderung. "Das hat nichts
mit Kommunikation und schon
gar nichts mit Dialog zutun", so
Serge Kollwelter. Folgt man den
Worten GuySchleders, hört man
ein "War doch alles gar nicht so
gemeint", als wolle die Regie-
rung nun die unglücklichen For-
mulierungen in dem Schreiben
verharmlosen. Auch bietet ihr
der Richterspruch genügend
Spielraum für eine Fortsetzung
ihrerrestriktivenAsylpolitik. Die
Einzelfallüberprüfungensindnir-
gendwo klar definiert. Die Asti
will die abgelehnten Asylbewer-
berInnen jetzt auf eine andere
Weise vor der Abschiebung be-
wahren: indemsiezeigt, dass die
Menschenauf demLuxemburger
Arbeitsmarkt gebraucht werden
oder bereits hierzulande inte-
griert seien, oder durchden Hin-
weis auf humanitäre Gründe.

BSE

GefährlichesErbe
Luxemburg hat seinen
2. BSE−Fall. Wenn die

Statistikzutrifft, wird esin
Zukunft noch weitere
geben− sofern die

Kontrollen gewissenhaft
durchgeführt werden...

I m Februar vergangenen Jahres
jedenfalls konnte hierzulande
von wirksamen BSE−Schutzmaß-
nahmen (noch) nicht die Rede
sein. Damals hattenInspektoren
des europäischen"Food and Ve-
terinary Office" (FVO) in Dublin
bei Kontrollgängen erhebliche
Mängel bei der luxemburgi-
schen Umsetzung von auf EU−
Ebene beschlossenen Sicher-
heitsmaßnahmenfestgestellt. In
ihremAbschlussbericht hießes:
"Die Mindestanforderungen, die
an ein BSE−Überwachungspro-
grammzu stellen sind, wurden
weder 1999 noch2000 erfüllt, da
die Beprobung der maßgebli-
chenTeilgesamtheitennicht hin-
reichend ausgerichtet und die
Anzahl der untersuchten Ge-
hirnezugering war." Heutesieht
die Sachlage zwar anders aus,
alle Länder der EU machen
dankeuropaweiter Verpflich-
tung mehr Tests. Ob diese aller-
dings gemäß den neuesten wis-
senschaftlichen und hygieni-
schen Standards vollzogen wer-
den, wie vom Agrarministerium
behauptet, lässt sich für Laien
kaumüberprüfen.
Im Juni dieses Jahres waren

die FVO−Kontrolleure erneut in
Luxemburg unterwegs. Die
Behörde selbst will bis zur Er-
stellung des Abschlussberichts
Ende Oktober keine Angaben
über die Ergebnisse der Prüfung
machen, Arthur Besch weiß je-
doch vom diesmaligen, guten
Abschneiden. Man habe "eine
Reihe von Verbesserungen" vor-
genommen, so der Direktor des
Veterinäramts. Und: "DieInspek-
tionhat ergeben, dassallei mBe-
richt der FVOformulierten Em-
pfehlungen mehr oder minder
erfüllt wurden." Also alles gut in
Luxemburgs Ställen?
Dass weiterhin Fälle von Rin-

derwahnsinn auftreten können,

dasgibt auchdie Bauernzentrale
zu, die ansonsten eher die Qua-
lität von heimischen Fleischwa-
ren betont. Für dieses Restrisiko
macht Lucien Haller vor allem
"Altlasten" verantwortlich.
Nach Auskunft der Behörden

hatte die erkrankte Kuh kurz
nach ihrer Geburt Ersatzmilch
erhalten, in die Rinderfett ge-
mischt gewesen war. Möglicher-
weise seien so Spuren vontieri-
schemEiweißunddentödlichen
Prionen in das Futter gelangt.
Diese Erreger sind auch gegen-
über Hitzebehandlungen extrem
resistent. Milchfette durch billi-
gere Rinderfette zu ersetzen,
war bis vor gut einemJahr bei
der Herstellung von Milchaus-
tauschern durchaus üblich. Die
i m Ausland hergestellten Pro-
dukte wurdendannvonhiesigen
Bauernverfüttert. "Ich würdesa-
gen, dass die meisten Bauern
diese Milchaustauscher benutzt
haben", erklärt Félix Wildschutz,
amtlicher Veterinärarzt gegen-
über der woxx. Futtermittelver-
treiber beteuern zwar, nur noch
Milchaustauscher mit pflanzli-
chen Fetten zu verkaufen, auf
EU−Ebene aber sind Rinderfette
in der Milch noch nicht aus-
drücklichverboten. Luxemburgs
Landwirte profitieren von den
deutschen Nachbarn: Dort ist
die Bei mischung von tierischen
Fetten im Milchersatz seit der
BSE−Krisestrafbar.
Die"Altlasten" aus der Zeit da-

vor und das Problem der Kon-
trollen von"schwarzen Schafen"
sowie der Wirtschaftlichkeit,
für viele HerstellerInnen und
Bauern weiterhin die wichtige
Messlatte, kann allerdings auch
eine entsprechende europäische
Regelung nicht lösen. Selbst
wenn Landwirtschaftsminister
Bodendiese unterstützt.

(ik) − Als "sachlich und ruhig"
beschreibt Lucien Haller die
Sti mmungunter denBauern. Der
Generalsekretär des Bauernver-
bands sieht in dem aktuellen
BSE−Fall vor allemeines: Positi-
ves. "Das ist ein ganz normaler
Verfall, wie er eben bei solch ei-
ner Kontrolldichte vorkommt",
erklärt er gelassen. Das Vete-
rinäramt hatte der Presse am
vergangenen Freitag mitgeteilt,
dass eini mSchnelltest gefunde-
ner Anfangsverdacht sich nach
der ausführlicheren Untersu-
chung im Brüsseler Laborato-
rium bestätigte. Luxemburg hat
nach 1997 folglich seinen zwei-
ten BSE−Fall.
Für Haller einBeweis, dass die

vermehrten Tests nach der EU−
Anweisung vom Januar 2001
wirksamsind− und Luxemburgs
Bilanz in Sachen Rinderwahn-
sinn gegenüber seinen europäi-
schen Nachbarn weiterhin prä-
sentabel bleibt. Bis zumAuftre-
ten des neuerlichen Falls seit
dem Tiermehlverbot und der
Einführungobligatorischer Tests
für getötete Rinder ab dem 30.
Monat warenimGroßherzogtum
51.778Schnelltests durchgeführt
− mit nur einer positiven Probe.
Das ist in der Tat ein gutes Er-
gebnis, die statistische Wahr-
scheinlichkeit für einen Fall der
tödlichen Rinderkrankheit BSE
liegt nach Auskunft von Exper-
ten in Europa bei durchschnitt-
lich 2,34 Fällen auf 20.000 Kon-
trollen. Daraus allerdings zu
schließen, dass die Luxembur-
ger Behörden gute Arbeit leis-
ten, ist vielleicht etwas voreilig.


